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Stellungnahme Vernehmlassung Teilrevision des Krankenpflegegesetz, 
KPG, Liquiditätssicherung 

 

Sehr geehrter Herr Regierungsrat Peyer, sehr geehrte Damen und Herren 
 
Danke für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum oben erwähnten 
Vernehmlassungsentwurf. Die SVP steht dieser Revision sehr kritisch gegenüber 
und kann mit einer Liquiditätssicherung sehr wenig anfangen. Die Idee ist gut und 
ebenfalls ist es gut gemeint. Wir sind jedoch der Meinung, dass die finanzielle 
Unterstützung nur eine vorübergehende Symptombekämpfung ist und keine 
Behandlung des Ursprungsproblems. Die SVP Graubünden begrüsst die 
Möglichkeit, dass künftig öffentliche Spitäler auf Wunsch in ambulante 
Gesundheitszentren umwandeln können. Diese Flexibilität ist wichtig und sofern 
die Gesundheitsversorgung garantiert ist, sicher auch richtig. 

Zu den einzelnen Bestimmungen nehmen wir wie folgt Stellung: 

 

Art. 6  
Die Anpassung des Artikel 6 wird begrüsst und unterstützt. 

Art. 9  
Dieser Änderung steht die SVP Graubünden kritisch gegenüber. Auch zukünftig sollen die 

Abstimmungen wie bisher innerhalb der Trägerschaften erfolgen. Kleine Gemeinden haben 

nach vorgeschlagenem System nichts mehr zu sagen. Allenfalls soll die Variante einer 

grösseren Mehrheit (⅔ Mehrheit) geprüft werden. 
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Art. 21, 22  
Die Anpassung dieser zwei Artikel wird begrüsst und unterstützt. 

Art. 27 
Die SVP Graubünden lehnt die finanzielle Hilfe mit Darlehen zur 
Liquiditätssicherung ab. Diese Darlehen helfen den Trägerschaften, bzw. den 
Gemeinden nicht wirklich weiter. Sie lösen keine Probleme. Es ist zwar gut 
gemeint, aber die Spitäler müssen ihre Aufgaben selber lösen ohne zusätzliche 
finanzielle Unterstützung des Kantons. Diverse Spitäler im Kanton zeigen, dass 
dies durchaus möglich ist und haben ihre Finanzen im Griff. Ein finanzieller Eingriff 
des Kantons ist die falsche Antwort für Problemspitäler. 

 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüsse 

                                  
Roman Hug   Petra Casty 
Parteipräsident   Parteisekretärin 
    


